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Sehr geehrte Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags 
übersende ich meinen ergänzenden schriftlichen Bericht in 60-facher 
Ausfertigung. 
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Nachbericht des Ministeriums des Innern 

zur Sitzung des Innenausschusses 

am 05. Juli 2018 

zum Tagesordnungspunkt 

.,Änderung der Belastungsbezogenen Kräfteverteilung (BKV) 
der Polizei im September 2018" 

Antrag der Fraktion von Bündnis90 I Die Grünen 

vom 25. Juni 2018 

Frage a) Wie vollzieht sich die Nachverteilung in den Kreispolizeibehörden des 
Landes für den Zeitraum 2018/2019? Ich bitte um eine aufgeschlüsselte Dar
stellung nach Kreispolizeibehörden und Polizeivollzugsbeamtinnen und -
beamten samt der jeweiligen Veränderung zum Vorjahr. 
Im Nachgang zu meinem Bericht vom 02. Juli 2018 für die Sitzung des Innenaus
schusses am 05. Juli 2018 übersende ich eine Übersicht über die Ergebnisse der 
BKV 2018. Die BKV 2018 liegt den Kreispolizeibehörden (KPB) im Entwurf vor, paral
lel erfolgte die Zuleitung an den Polizei-Hauptpersonalrat zur Wahrnehmung seiner 
Rechte nach dem Landespersonalvertretungsgesetz NRW. 

Die Polizei in Nordrhein-Westfalen braucht mehrPolizistinnen und Polizisten. Die 
Erhöhung der Zahl der Einstellungsermächtigungen für Kommissaranwärterinnen 
und Kommissaranwärter von bisher 2.000' auf 2.300 ist ein wesentlicher Faktor, damit 
die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger Nordrhein-Westfalens weiterhin gewähr
leistet ist. Die Zahl der jungen Kommissarinnen und Kommissare kann allerdings 
nicht auf einen Schlag erhöht werden, sie stehen erst nach Abschluss ihrer Ausbil
dung in drei Jahren zur Verfügung. Die Anzahl der Polizeivollzugsbeamtinnen und 
POlizeivollzugsbeamten (PVB) in Nordrhein-Westfalen wird sich in den kommenden 

. Jahren zunächst auf gleich bleibendem Niveau bewegen und dann ab 2020 stetig 
anwachsen. 
Es gilt den Zeitraum bis dahin nicht nur durch· Zwischenlösungen zu überbrücken, 
sondern kurzfristig einen tatsächlichen Mehrwert zu erzielen. Zur Entlastung der be
reits vorhandenen PVB werden daher bis zum Jahr 2022 jährlich 500, insgesamt also 
2.500 Stellen für Regierungsbeschäftigte bereitgestellt. 

In der Gesamtbetrachtung (Planstellen und Stellen) der BKV 2018' weisen alle KPB 
zumindest den Stand der BKV 2017 auf! viele KPB liegen teilweise deutlich darüber. 
Durch die 400 zusätzlichen Regierungsbeschäftigten (100 waren bereits im Haus
haltsvorzug über die BKV 2017 verteilt worden) und die damit einhergehende Entlas-



tung von Verwaltungsaufgaben können sich PVB mehr auf ihre Kernaufgaben kon
zentrieren, sodass die ausgewiesenen Zuwächse ganz überwiegend der Stärkung 
der operativen Aufgabenwahrnehmung dienen. 

Die Terrorismusbekämpfung ist ein Schwerpunkt der Sicherheitspolitik, denn die abs
trakte Gefährdung für die Sicherheitslage in Deutschland durch den islamistischen 
Terrorismus ist und bleibt unverändert hoch. Eine Verstärkung des Staatsschutzes 
war daher zwingend notwendig. Dies und die ~benfalls notwendige Einrichtung von 
zwei weiteren Einsatzzügen bei den KPB Bochum und Essen haben in di.esem Jahr 
das belastungsbezogen zu verteBende Personal zu Lasten aller Kreispolizeibehörden 
reduziert. 

Mit Blick auf die Zukunft sind zudem folgende Weichenstellungen erfolgt bzw. ge
plant: 

• Die Anzahl der PVB wird erst ab dem Jahr 2020, dann aber stetig in den 
Folgejahren, anwachsen. Dann wird die Erhöhung der Einstellungszahlen auf 
2.300 Ihre Wirkung entfalten. 

• Die Zuweisung der weiteren bis zu 500 Stellen für Regierungsbeschäftigte 
nach Verabschiedung des Haushalts 2019 wird Anfang nächsten Jahres für 
weitere zusätzliche spürbare Entlastung in den Kreispolizeibehörden sorgen. 

• Zur weiteren Verbesserung der Personalsituation der Polizei NRW wird im 
Haushaltsgesetzgebungsverfahren 2019 die Erhöhung der Einstellungser
mächtigungen auf 2.400 enthalten sein. Zudem soll, vorbehaltlich des Erge~

. nisses des Haushaltsgesetzgebungsverfahrens, die Möglichkeit freiwillig die 
Lebensarbeitszeit zu verlängern, zunächst unter den bislang bestehenden 
Rahmenbedingungen auch für das Jahr 2020 erhalten bleiben. 

Insgesamt sind damit alle denkbaren Maßnahmen eingeleitet, um die Polizei NRW 
für die künftigen Anforderungen personell gut auszustatten. 
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Erläuterungen: 
Spalte 1: Differenz der Planstellen für Beamtinnen und Beamte (Polizeivollzugs- und 
Verwaltungsbeamtinnen und -beamten) im Vergleich der BKV 2018 und 2017 

Spalte 2: Differenz der Stellen für Regierungsbeschäftigte im Vergleich der BKV 2018 
und BKV 2017 . 

Spalte 3: Differenz insgesamt (Planstellen/Stellen) im Vergleich der BKV 2018 und 
BKV 2017 


